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Ein Drama in mehreren Akten oder … 
 
Gegen das Vergessen!! 
 
Die Geschichte der Sonderzahlung für Beamte  im Saarland 
 
Ein Bericht von Hugo Müller 
 
In „grauer Vorzeit“, also in den 70er und 80er Jahren des vergangenen Jahrhunderts, 
gehörte es zu den normalen Prinzipien der Alimentation für BeamtInnen und 
VersorgungsempfängerInnen, mit den Bezügen für den Dezember als 
Sonderzahlung ein zusätzliches 13. Monatsgehalt zu bekommen. Dieser Betrag 
sollte – als Teil des Jahresgehaltes – die besonderen finanziellen Belastungen zum 
Jahresende und Jahreswechsel bewältigen helfen. Hier war und ist etwa zu denken 
an Kosten für die Heizung oder die in der Regel im Januar anfallenden 
Versicherungen. Natürlich unterlag die sog. Sonderzahlung als Teil des 
Jahresgehaltes auch den jährlichen Besoldungs- und Versorgungsanpassungen. 
Erst Anfang der 90er wurde von den Verantwortlichen in Bund und Ländern 
entschieden, diese Anpassungen nicht mehr vorzunehmen. Ab dem Jahr 1993 wurde 
die Sonderzahlung „eingefroren“. Sie verlor damit von Jahr zu Jahr mehr an Wert, bis 
sie schließlich Anfang des neuen Jahrtausends nur noch etwa 83 % eines 
Monatsgehaltes ausmachte. Es galt allerdings das sinnvolle Prinzip einer 
bundesweiten Einheitlichkeit. 
Aus haushalterisch motivierten Spargründen brachten schließlich am 14. März des 
Jahres 2003 die Länder Bayern, Sachsen, Berlin und das Saarland einen 
Gesetzesantrag in den Bundesrat ein, der unter dem Begriff „Öffnungsklausel“ 
traurige Berühmtheit erlangen sollte. Trotz aller gewerkschaftlichen Aktivitäten und 
Proteste insbesondere der GdP unter dem Leitmotto „Jetzt stellen wir uns quer“ 
(erinnert sei an den Film „Ein sicherer Arbeitsplatz“, die bundesweiten 
Protestkartenaktionen sowie die „Roten Karten“ für alle Ministerpräsidenten) setzten 
sich die in Ministerpräsidentenkluft verkleideten Sparkommissare schließlich durch. 
Eine ganz besondere Duftnote war damals schon, dass die besagten Bundesländer 
einen Vorschlag des Deutschen Beamtenbundes, das Urlaubsgeld zu streichen, die 
Sonderzahlung  auf 70 % zu reduzieren und in die Monatsgehälter einzuarbeiten, 
sozusagen als Steilvorlage aufgriffen. Der vom Beamtenbund geworfene Schneeball 
entwickelte sich erwartungsgemäß in der Folgezeit zur als regelrechten Sparlawine. 
Im Herbst 2003 brachte – vor dem Hintergrund der mittlerweile bundesgesetzlich 
realisierten Öffnungsklausel –- die CDU-Landtagsfraktion ein Gesetz über die 
Gewährung einer jährlichen Sonderzahlung im Saarland ein, wonach die bisher an 
der jeweiligen Besoldungsgruppe orientierte und auf das Niveau von 1993 
eingefrorene Sonderzahlung (mit Stand 2003 etwa 83 % eines Monatsgehaltes) 
deutlich reduziert werden sollte. Für Beamte in den Besoldungsgruppen A 7 bis A 10 
sollte der Bemessungssatz 66 %, für Beamte von A 11 bis A 14 nur noch 62 % eines 
Monatsgehaltes betragen. 
Der Realisierung dieses Gesetzes (es war gerade in „trockenen Tüchern“) folgte 
schließlich eine neue von Ministerpräsident Peter Müller initiierte Spardebatte unter 
dem Motto „Solidarpakt Saar“.  Im Januar 2005 legte er gegenüber den öD-
Gewerkschaften und dem DGB in der Saarbrücker Staatskanzlei die Karten auf den 
Tisch: Im Haushalt 2005 sei eine globale Minderausgabe bei den Personalkosten 
des saarländischen öffentlichen Dienstes von insgesamt 30 Mio. € vorgesehen. Es 
ginge nun darum, „möglichst einvernehmlich“ zu klären, wie dieses Sparvolumen 







erreicht wird. Von seiner Regierung werde insbesondere die Angleichung der 
Wochenarbeitszeit und der Sonderzuwendungen der Tarifbeschäftigten an das 
Beamtenniveau favorisiert. Sollte es diesbezüglich nicht zu entsprechenden 
Einigungen in den bevorstehenden Tarifauseinandersetzungen kommen, müsse 
auch der Ausstieg des Saarlandes aus der Tarifgemeinschaft deutscher Länder (TdL) 
ins Auge gefasst werden, um dann landesspezifische Wege zu gehen. 
Als sich schließlich die öD-Gewerkschaften und der DGB einer solchen 
„unchristlichen Solidarpaktidee“ verweigerten, und sich die Sparkommissare in den 
folgenden Tarifrunden nicht durchsetzen konnten, folgte für die Beamtenschaft die 
„Strafe auf dem Fuß“. Trotz der größten Protestwelle, die es aus der saarländischen 
Beamtenschaft heraus in der jüngeren Geschichte je gegeben hatte (der Höhepunkt 
war eine Demonstration am 13. Dezember 2005 vor dem Landtag des Saarlandes) 
blieb die saarländische Landesregierung unbeirrt auf Kurs. Mit einem im Februar 
2006 verabschiedeten neuen Sonderzahlungsgesetz wurden die Sonderzahlungen 
nochmals erheblich reduziert, und zwar auf nunmehr 800,- bzw. 1000,- € je nach 
Besoldungsgruppenzugehörigkeit. (Versorgungsempfänger 400,- bzw. 500,- €, 
Beamte im Vorbereitungsdienst 285,- €)  
 
Vergleicht man die monetären Wirkungen, so hat sich etwa für die meisten Beamten 
in der saarländischen Polizei durch die seit 2003 initiierten Verschlechterungen bei 
der Sonderzahlung ein jahresbezogener Verlust in vierstelliger Größenordnung 
entwickelt. 
Die jüngsten Entwicklungen setzen diesem Drama nun wirklich die Krone auf. Die 
Übertragung der auf (auch im Bundesvergleich) denkbar niedrigem Niveau liegenden 
Sonderzahlung in die Monatsbezüge, verbunden mit der Ankündigung, sie in Zukunft 
den Besoldungsanpassungen zu unterwerfen, wird doch tatsächlich als Beweis für 
die dem öffentlichen Dienst stets zugewandte Haltung der derzeitigen 
Landesregierung in die interne und externe Öffentlichkeit getragen. Und um sich 
nicht „kontraproduktive“ Debatten einzuhandeln, wird das ganze in einer Nacht- und 
Nebelaktion ausschließlich mit dem DBB Saar gedealt, und von jenem natürlich 
hochgejubelt. Der kritische Betrachter macht sich hier hoffentlich seine eigenen 
Gedanken. 
Richtig: Wir im DGB und in der GdP wären kritisch gewesen. Wir hätten in einer 
ergebnisoffenen Debatte z.B. darauf hingewiesen, dass mit dieser Entscheidung die 
saarländischen Beamten und Versorgungsempfänger in Sachen Sonderzahlung auf 
Dauer auf einem niedrigen Niveau fixiert sind. Im Vergleich dazu erhalten etwa 
Bundesbeamte ab Januar 2011 immerhin 60 % ihres Monatslohns als 
Sonderzahlung, integriert in die Monatsbezüge, und damit auch  teilnehmend an 
künftigen Besoldungsanpassungen. . Wir haben es gerechnet:Alleine hierdurch wird 
der saarländische Polizeikommissar um rund 500,- € benachteiligt, der 
Polizeihauptkommissar um fast 1000,- € gegenüber seinen Kollegen z.B. von der 
Bundespolizei. Wir hätten auch darauf hingewiesen, dass so die für das Jahr 2010 im 
derzeitigen Gesetz vorgesehene Revisionsklausel (es sollte dann geprüft werden, ob 
die Verschlechterungen nochmals zurückgenommen werden könnten) keine 
Bedeutung mehr hat. 
Aber aus der Vergangenheit heraus weiß man ja, dass der DGB stets kritisch statt  
immer nur „erwartungsgemäß konstruktiv“ ist. Also macht man es eben, trotzt 
bestehenden runden Tischs Föderalismusreform, ganz einfach ohne den DGB. Das 
Ganze dann zigtausendfach in den Bezügemitteilungen des Monats Juni 2009 als 
„Wohltat“ für die Beamten und Versorgungsempfänger zu glorifizieren, ist – gelinde 
gesagt – nicht in Ordnung! Vor diesem Hintergrund ist auch der offene Brief des DGB 







Saar an den Ministerpräsidenten Peter Müller zu verstehen, der nachfolgend 
abgedruckt ist.  
…. und vielleicht gibt es ja doch noch eine faire, weil ergebnisoffene Verhandlung. 





